
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Otto Fricke, Christian Dürr, Ulla Ihnen, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/26104 –

Globale und lokale Probleme rund um die Förderung von Sand

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Sand, im Folgenden verwendet als Oberbegriff für Sand, Kies, Schotter und 
Splitt, ist die zweithäufigste verbrauchte Ressource nach Wasser und wird für 
die Herstellung verschiedener Produkte benötigt, wie Glas, Kosmetik und 
Zahnpasta. Eine besondere Bedeutung besitzt Sand für die Baubranche, da er 
für die Herstellung von Beton und Zement essenziell ist. Gleichzeitig ist nicht 
jeder Sand für die Baubranche geeignet, da zum Beispiel Wüstensand zu fein 
für die Herstellung von Beton ist. Die steigende Weltbevölkerungzahl und der 
weltweit wachsende Wohlstand sorgen für einen erhöhten Wohnraumbedarf, 
was eine global steigende Nachfrage nach Sand zur Folge hat. Die durch den 
Klimawandel ausgelöste Aufschüttung von Inseln und die erforderlichen Maß-
nahmen zum Küstenschutz verstärken die Sandnachfrage. Das durch geologi-
sche Prozesse nur langsam entstehende Sandangebot steht damit einer interna-
tional stetig steigenden Sandnachfrage gegenüber, welche hauptsächlich auf 
den hohen Bedarf in der Bauwirtschaft zurückzuführen ist. Dabei sind vor al-
lem die jeweiligen Umstände der Sandförderung in manchen Ländern proble-
matisch, sodass eine erhöhte Nachfrage zum Beispiel den Druck auf lokale 
Ökosysteme und indigene Bevölkerungen erhöht. Die Vereinten Nationen ha-
ben diese Problematik bereits erkannt und mit Unterstützung der Schweiz die 
Initiative „Global Sand Observatory“ ins Leben gerufen, die das Ziel verfolgt, 
eine verbesserte Nachhaltigkeit bei der Sandgewinnung und Sandnutzung zu 
erreichen (https://unepgrid.ch/en/activity/sand).

In Deutschland ist die Bauwirtschaft mit rund 2 Millionen Beschäftigten ein 
wichtiger Wirtschaftsbereich (https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Br
anchenfokus/Industrie/branchenfokus-bauwirtschaft.html). Im Jahr 2019 trug 
die Bauwirtschaft 5,6 Prozent zur gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöp-
fung bei, was die hohe Bedeutung dieser Branche verdeutlicht (https://www.b
auindustrie.de/zahlen-fakten/bauwirtschaft-im-zahlenbild/bedeutung-der-bauw
irtschaft_bwz/). Dabei verbraucht die Bauwirtschaft 95 Prozent der national 
abgebauten Sandvorkommen (https://www.detail.de/artikel/auf-sand-gebaut-g
eht-dem-bauboom-der-nachschub-aus-12616/). Der durch den Bauboom aus-
gelöste Sandbedarf zeigt sich in einem Nachfrageanstieg von 5,5 Prozent pro 
Jahr (https://www.deutschlandfunk.de/sand-ein-nur-scheinbar-unendlicher-roh
stoff.724.de.html?dram:article_id=460151). Die aus diesem Grunde potentiel-
le Gefahr von Lieferengpässen würde besonders die Baubranche hart treffen, 
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was aus einer gemeinsamen Mitteilung der Bauindustrie und dem Bundesver-
band mineralischer Rohstoffe e. V. hervorgeht (https://www.bauindustrie.de/m
edia/documents/gemPM_2019-11-27_HDB-MIRO_final_McQVoIC.pdf).

Verglichen mit der Wasserknappheit ist die Problematik rund um die internati-
onale Förderung von Sand und die damit verbundenen lokalen Förderbedin-
gungen ein unterschätztes und nur wenig beachtetes Thema in Deutschland. 
Dabei stellen die international erhöhte Nachfrage nach Sand und die Schwie-
rigkeiten der Förderung nicht nur für die Bauwirtschaft eine Unsicherheit dar, 
sondern bietet auch auf internationaler Ebene ein Konfliktpotential. So haben 
bereits Malaysia, Kambodscha und Indonesien ein Exportverbot von Sand ver-
hängt, wovon besonders Singapur als weltweit größter Importeur betroffen ist 
(https://www.welt.de/politik/ausland/article157433736/Der-Kampf-um-jedes-
Korn-Sand.html).

Da Sand für die globale Baubranche ein sehr wertvoller Rohstoff ist und damit 
sowohl eine wirtschaftliche als auch, besonders mit Blick auf die Folgen der 
Förderung für die Umwelt und das Konfliktpotential zwischen internationalen 
Akteuren, eine außenpolitische Bedeutung besitzt, bedarf es aus Sicht der Fra-
gesteller einer näheren Betrachtung der Thematik.

 1. Befasst sich ein Bundesministerium mit der Problematik und den Folgen 
einer international steigenden Nachfrage nach Sand, Kies, Schotter und 
Splitt?

a) Wenn ja, welches Bundesministerium befasst sich hiermit?

b) Wenn ja, in welcher Abteilung?

c) Wenn ja, steht das Bundesministerium bezüglich dieser Thematik in 
Kontakt mit weiteren Bundesministerien (bitte Bundesministerien 
und die verantwortlichen Abteilungen nennen)?

d) Wenn nein, wieso nicht?

Die Fragen 1 bis 1d werden zusammen beantwortet.
Innerhalb der Bundesregierung befassen sich das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie (BMWi), Abteilung IV, und das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Abteilung 4, sowie 
die dem BMWi nachgeordnete Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh-
stoffe mit den Folgen einer national wie international steigenden Nachfrage 
nach Sand, Kies, Schotter und Splitt.

 2. Wie viel Sand, Kies, Schotter und Splitt wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit 2017 in Deutschland verbraucht (bitte nach Jahren 
gliedern)?

 3. Wie viel Sand, Kies, Schotter und Splitt wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit 2017 in Deutschland abgebaut (bitte nach Jahren 
gliedern)?

 4. Wie viel Sand, Kies, Schotter und Splitt wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit 2017 importiert (bitte nach Jahren und Herkunfts-
land gliedern)?

 5. Wie viel Sand, Kies, Schotter und Splitt wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit 2017 exportiert (bitte nach Jahren und Ausfuhrland 
gliedern)?

Die Fragen 2 bis 5 werden zusammen beantwortet.
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Eine detaillierte amtliche Statistik zu Nachfrage und Produktion von Sand, 
Kies, Schotter und Splitt besteht nicht.
Der Bundesverband Mineralische Rohstoffe e. V. (MIRO) veröffentlicht die 
„hochgerechneten“ Gesamtzahlen des nachgefragten Bedarfs an Gesteinskör-
nungen aus Kies/Sand bzw. (gebrochenem) Naturstein (Schotter/Splitt) wie in 
der folgenden Tabelle angegeben. Die aktuellsten Zahlen liegen für das Be-
richtsjahr 2019 vor. Der MIRO, wie auch die Bundesregierung, gehen davon 
aus, dass die Produktion in etwa der Nachfrage entspricht, da mineralische 
Rohstoffe kaum auf Vorrat produziert werden.

Nachgefragter Bedarf an Gesteinskörnungen
Jahr Baukies/-sand (in Mio. t) Naturstein (in Mio. t)
2017 257 220
2018 259 226
2019 259 217

Quelle:www.bv-miro.org/wp-content/uploads/miro_geschaeftsbericht_2019_20
20.pdf
Die vom Statistischen Bundesamt erhobenen Im- und Exportzahlen von Sand, 
Kies, Splitt und Schotter, getrennt nach Jahren und Ländern, sind in den Tabel-
len der Anlage wiedergeben.

 6. Sind der Bundesregierung diplomatische Konflikte zwischen Staaten be-
kannt, bei denen die Sandknappheit ein Auslöser ist?

a) Wenn ja, zwischen welchen Staaten?

b) Wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus?

Die Fragen 6 bis 6b werden zusammen beantwortet:
Konflikte im Sinne der Fragestellung sind der Bundesregierung nicht bekannt. 
Gleichwohl gibt es Auseinandersetzungen um Volumina, Standards und rechtli-
che Rahmenbedingungen der Sandförderung. Diese sind vorwiegend innenpoli-
tisch motiviert; meist handelt es sich um Interessenkonflikte zwischen Land-
wirtschaft, Umweltschutz und Infrastruktur/Bausektor. Auch wenn durch Sand-
knappheit ausgelöste Verteilungskonflikte und damit einhergehende Exportver-
bote einzelner Länder in den letzten Jahren vermehrt auch auf zwischenstaatli-
cher Ebene thematisiert wurden, führten sie bislang nicht zu zwischenstaatli-
chen Konflikten. Im Sinne von Konfliktprävention betreibt die Bundesregie-
rung mit Vietnam und dem WWF das Projekt „Drifting Sand“ und unterstützt 
die Studie der Mekong River Commission zu den Auswirkungen der Sandför-
derung auf Sedimentbewegungen.

 7. Nimmt die Bundesregierung auf der 5. Umweltversammlung der Verein-
ten Nationen zu der Problematik und den Folgen einer international stei-
genden Nachfrage nach Sand, Kies, Schotter und Splitt Stellung?

a) Wenn ja, welche Position bezieht die Bundesregierung (bitte begrün-
den)?

b) Wenn nein, wieso nicht?

Die Fragen 7 bis 7b werden gemeinsam beantwortet:
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Vorbemerkung:
Bei der 4. Umweltversammlung der Vereinten Nationen (UNEA-4) wurde 2019 
die Resolution UNEP/EA.4/Res. 19 über „Mineral Resource Governance“ ver-
abschiedet. Auf der 5. UN-Umweltversammlung (UNEA-5) wird über die bis-
herige Umsetzung der Resolution berichtet.
UNEA-5 wurde wegen des weltweiten Pandemiegeschehens in zwei Teilkonfe-
renzen aufgeteilt. Der erste Teil (UNEA-5.1.) findet vom 22.2. bis 23.2.2021 
als virtuelle Konferenz statt, der 2. Teil (UNEA-5.2.) soll als 2-wöchige Prä-
senzveranstaltung im I. Quartal 2022 abgehalten werden. Für UNEA-5.1. sind 
ausschließlich die Fassung weniger prozedural-administrativer Beschlüsse so-
wie die Vorlage von Berichten geplant, u. a. zur Implementierung der Resoluti-
on 19 „Mineral Resource Governance“. Inhaltliche Resolutionen oder eine Mi-
nistererklärung werden nicht bei UNEA-5.1., sondern erst bei UNEA-5.2. ein-
gebracht und diskutiert.
Zur Frage:
Aufgrund der stark eingeschränkten Dauer und Agenda von UNEA-5.1. plant 
die Bundesregierung derzeit nicht, am 22.-23.2.2021 zur o. g. genannten Prob-
lematik Stellung zu nehmen. Nach Vorlage des Berichtes über die Umsetzung 
der Resolution UNEP/EA.4/Res. 19 im Februar 2021 wird die Bundesregierung 
– voraussichtlich im III. bis IV. Quartal 2021 – ihre Position für UNEA-5.2. mit 
den Mitgliedsstaaten der EU abstimmen.

 8. Unterstützt die Bundesregierung die Initiative „Global Sand Observato-
ry“?

a) Wenn ja, in welcher Form?

b) Wenn nein, wieso nicht?

Die Fragen 8 bis 8b werden zusammen beantwortet:
Das „Global Sand Observatory“ ist eine Initiative von UNEP GRID Geneva. 
Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich Bemühungen unter dem Dach 
der Vereinten Nationen, die zur Stärkung der Ressourcenschonung beitragen. 
Die Bundesregierung verfolgt die neue Initiative von UNEP GRID und wird 
sich ggf. in geeigneter Form daran beteiligen.

 9. Wie viele der Vorkommen von Sand, Kies, Schotter und Splitt in 
Deutschland befinden sich nach Kenntnis der Bundesregierung in Natur-
schutzgebieten?

Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden Informationen vor. Die Zu-
ständigkeit für die Ausweisung von Schutzgebieten sowie Genehmigung und 
Aufsicht von Vorhaben zur Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen 
liegt bei den Ländern.

10. Wie viele Abbauflächen für Sand, Kies, Schotter und Splitt wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit 2017 genehmigt (bitte nach Jahren 
gliedern)?
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11. Wie lange dauert nach Kenntnis der Bundesregierung durchschnittlich 
die Genehmigung von Abbauflächen für Sand, Kies, Schotter und Splitt?

Die Fragen 10 und 11 werden aufgrund des Sachzusammenhangs zusammen 
beantwortet.
Nach der im Grundgesetz festgelegten Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und Ländern ist ausschließlich das jeweilige Land für die Genehmigung und 
Aufsicht von Vorhaben zur Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen 
zuständig. Deshalb kann sich die Bundesregierung zu den hier erfragten Geneh-
migungsverfahren der Länder nicht äußern.

12. Plant die Bundesregierung bürokratische Entlastungen für die Genehmi-
gung von Abbauflächen für Sand, Kies, Schotter und Splitt?

Die Bundesregierung plant zurzeit keine Änderungen von bergrechtlichen Re-
gelungen für die Genehmigung des Abbaus von Rohstoffen, die unter den hier 
genannten allgemeinsprachlichen Begriffen Sand, Kies, Schotter und Splitt auf-
geführt werden können.

13. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung aufgrund des Abbaus von 
Sand, Kies, Schotter und Splitt bereits Klagen von Bürgerinnen und Bür-
ger?

Auf die Antwort zu den Fragen 10 und 11 wird entsprechend verwiesen.

14. Sind in Deutschland kriminelle Vereinigungen bekannt, welche Sand, 
Kies, Schotter und Splitt illegal abbauen?

a) Wenn ja, in welchem Ausmaß?

b) Wenn ja, welche Maßnahmen werden dagegen ergriffen?

Die Fragen 14 bis 14b werden zusammen beantwortet:
Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über illegalen Abbau von Sand, Kies, 
Schotter und Splitt in Deutschland durch kriminelle Vereinigungen.

15. Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung in der Baubranche Probleme 
bei der Lieferung von Sand, Kies, Schotter und Splitt?

a) Wenn ja, was sind die Gründe für diese Probleme?

b) Wenn ja, in welchen Regionen von Deutschland treten die Lieferpro-
bleme auf?

c) Wenn ja, welche Maßnahmen ergreift die Bundesregierung, um wei-
tere Lieferprobleme zu verhindern?

Die Fragen 15 bis 15c werden zusammen beantwortet.
Für die Rohstoffversorgung sind in Deutschland die Unternehmen selbst ver-
antwortlich. Laut der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe vor-
liegenden Unternehmensberichten traten zeitweise in der Baubranche regional 
Probleme bei der Lieferung von Sand, Kies, Schotter und Splitt in Hamburg, 
Ruhrgebiet, Großraum Mannheim-Karlsruhe, Berlin/Potsdam, Niedersachsen 
und Bayern auf. Die Bundesregierung geht davon aus, dass verschiedene Grün-
de hierfür eine Rolle spielen, z. B. konkurrierende Flächennutzung oder private 
wirtschaftliche Interessen der Grundstücksbesitzer. Die Planungs- und Geneh-
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migungsverfahren zum Abbau von Sand, Kies, Schotter und Splitt liegen in der 
Zuständigkeit der Länder. Die Bundesregierung plant ihrerseits keine Maßnah-
men zu diesem Sachverhalt. Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 
10 und 12 verwiesen.

16. Liegen der Bundesregierung Informationen über Preissteigerungen in der 
Immobilienbranche infolge steigender Preise von Sand, Kies, Schotter 
und Splitt vor?

Der Bundesregierung liegen keine Informationen über Preissteigerungen in der 
Immobilienbranche vor, die auf die steigenden Preise von Sand, Kies, Schotter 
und Splitt zurückzuführen wären.

17. Fördert die Bundesregierung die Weiterverarbeitung von Bauschutt zum 
Recyclingbeton?

a) Wenn ja, wie hoch sind die Forschungsmittel in diesem Bereich?

b) Wenn ja, plant die Bundesregierung mehr Forschungsmittel in die-
sem Bereich ein?

c) Wenn nein, wieso nicht?

Die Fragen 17 bis 17c werden zusammen beantwortet.
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung unterstützt im Rahmen der 
FONA-Strategie „Forschung für nachhaltige Entwicklung“ mit den Fördermaß-
nahmen „Ressourceneffiziente Kreislaufwirtschaft – Bauen und Mineralische 
Stoffkreisläufe (ReMin)“ und „KMU-innovativ Ressourceneffizienz“ For-
schung und Entwicklung zum Ausbau der Kreislaufwirtschaft im Bauwesen. 
Dabei betragen die Forschungsmittel im Rahmen von ReMin 4,15 Mio. Euro. 
Die Forschungsmittel für KMUi Ressourceneffizienz betragen ca. 1 Mio. Euro. 
Es handelt sich um thematisch abgeschlossene Fördermaßnahmen, weitere För-
deraufrufe sind nicht geplant.

18. Wie viel Bauschutt wurde nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2017 
zu Recyclingbeton weiterverarbeitet (bitte absolut und prozentual gemes-
sen an der Menge des entstandenen Bauschutts angeben und in Jahren 
gliedern)?

Als Recyclingbeton bezeichnet man einen Beton, bei dessen Herstellung antei-
lig eine rezyklierte Gesteinskörnung, z. B. aus Betonbruch oder Mischabbruch-
material, verwendet wurde. Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse über 
die seit 2017 verwendeten Mengen an Recyclingbeton oder der dabei eingesetz-
ten Menge rezyklierter Gesteinskörnung vor.

19. Welche Auswirkungen wird nach Kenntnis der Bundesregierung die ge-
änderte Mantelverordnung (Bundesratsdrucksache 587/20) und die damit 
verbundene Einführung einer Ersatzbaustoffordnung, falls diese in der 
vorliegenden Form vom Deutschen Bundestag angenommen wird, ha-
ben?

a) Welche Auswirkungen wird diese auf das Recycling von Bauschutt 
zu Beton haben?

b) Welche Auswirkungen wird diese auf die Verfügbarkeit sowie den 
tatsächlichen Einsatz von Ersatzbaustoffen haben?
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c) Welche Auswirkungen wird diese auf die Preisentwicklung im Bau-
sektor in den kommenden fünf Jahren haben?

Die Fragen 19 bis 19c werden zusammen beantwortet.
Im Koalitionsvertrag hat sich die jetzige Bundesregierung darauf verständigt, 
einen bundeseinheitlichen rechtsverbindlichen Rahmen für die Verwertung mi-
neralischer Abfälle zu schaffen und den Bodenschutz voranzubringen. Dies war 
mit dem vom Bundeskabinett in der letzten Legislaturperiode beschlossenen 
Entwurf der Mantelverordnung gelungen. Dabei waren die Auswirkungen auf 
die Verwertungswege, auf die Erfüllungskosten von Wissenschaft und Wirt-
schaft sowie auf die Kostenwirkungen im Bausektor ermittelt und insgesamt als 
tragbar bewertet worden. Zu diesem Beschluss hat sich die jetzige Bundes-
regierung mit Fortführung des Verordnungsgebungsverfahrens ausdrücklich be-
kannt.
Derzeit besteht weiterer Klärungsbedarf, ob mit den am 6. November 2020 
vom Bundesrat beschlossenen Maßgaben das im bisherigen Verordnungsent-
wurf abgebildete Gleichgewicht zu Lasten der Kreislauf- und Bauwirtschaft 
verschoben wird. Eine Einschränkung der Verwertungsmöglichkeiten minerali-
scher Ersatzbaustoffe sowie eine Zunahme der Deponierung mit der Konse-
quenz, dass das Bauen und Wohnen deutlich erschwert und verteuert werden 
würde, ist zu prüfen.
Die Maßgabebeschlüsse des Bundesrates erfordern eine erneute bundesseitige 
Befassung. Die Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung dazu ist der-
zeit noch nicht abgeschlossen.

20. Fördert die Bundesregierung weitere Maßnahmen, die zu einer nachhalti-
geren Verwendung von Sand, Kies, Schotter und Splitt führen?

a) Wenn ja, welche?

b) Wenn ja, wie hoch sind die Forschungsmittel (bitte nach Maßnahme 
gliedern)?

c) Wenn ja, plant die Bundesregierung mehr Forschungsmittel ein (bitte 
nach Maßnahme gliedern)?

d) Wenn nein, wieso nicht?

Die Fragen 20 bis 20d werden gemeinsam beantwortet.
Das Bundesministerium für Bildung und Forschung adressiert die Thematik im 
Rahmen der FONA-Strategie „Forschung für nachhaltige Entwicklung“ in den 
Fördermaßnahmen „Ressourceneffiziente Kreislaufwirtschaft – Bauen und Mi-
neralische Stoffkreisläufe (ReMin)“ und „CLIENT II – Internationale Partner-
schaften für nachhaltige Innovationen“.
Die Forschungsmittel betragen 1,129 Mio. Euro im Rahmen von ReMin und 
0,59 Mio. €. Im Rahmen von CLIENT II.
Es handelt sich um thematisch abgeschlossene Fördermaßnahmen, weitere För-
deraufrufe sind nicht geplant.
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Anlage
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